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Verordnungsantrag
des Landes Nordrhein-Westfalen

Entwurf einer Verordnung zur Anderung der Stromgrund-
versorgungsverordnung und der Gasgrundversorgungs-
verordnung

A. Problem und Ziel

Immer mehr Menschen in Deutschland haben aufgrund steigender Energiepreise
Probleme, ihre Rechnungen fur Strom und Gas zu bezahlen. Das Ausmal} dieser
Entwicklung zeigt sich insbesondere flr die Betroffenen von Versorgungs-
unterbrechungen.

Fir ihren Monitoringbericht 2012 hat die Bundesnetzagentur erstmals Erhebungen
zu Unterbrechungsandrohungen, Unterbrechungsbeauftragungen und tatsachlich
durchgefuhrten Versorgungsunterbrechungen nach § 19 Abs. 2 StromGVV
vorgenommen. Die Unternehmen gaben flr das Berichtsjahr 2011 an, insgesamt
ca. 6 Millionen Sperrungen gegenuber Kunden angedroht zu haben. Der
durchschnittliche Zahlungsrickstand betrug dabei 120 Euro. In etwa 1,25 Millionen
Fallen wurden Versorgungsunterbrechungen vom Lieferanten beauftragt. Zu
tatsachlich durchgeflhrten Sperrungen durch den Netzbetreiber kam es in ca.
312.000 Fallen.

Die sogenannte Energiearmut wird — bisher uneinheitlich — definiert als die
Schwierigkeit oder gar das Unvermdgen eines Haushalts, die Rechnungen flr den
taglichen Energiebedarf fur Heizung, warmes Wasser, Licht und den Betrieb
elektrischer Gerate zu bezahlen. Wiederholte Mahnungen und in der Folge die
Androhung der Einstellung der Lieferung von Strom und Gas sind in der Regel die
Malnahmen, die Energieversorger ergreifen, um saumige Forderungen
einzuziehen. FUr einkommensbenachteiligte Haushalte allerdings, wo keine
Rucklagen vorhanden sind, bedeuten die anfallenden Kosten fur Mahnverfahren,
Unterbrechung der Energielieferung und die erneute Freigabe der Versorgung
eine zusatzliche Belastung. Vor allem stellen Versorgungsunterbrechungen aber
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auch eine existenzielle Bedrohung dar. Wenn die Menschen ihre Rechnungen flr
Energielieferungen nicht mehr bezahlen kénnen und die Energieversorgung
unterbrochen wird, sind sie von der elementaren Daseinsvorsorge abgeschnitten,
es drohen Beeintrachtigungen im Hinblick auf ihre Gesundheit und ihr
Wohlergehen. Vor dem Hintergrund steigender Energiepreise und vielfach
stagnierender Einkommensentwicklung sowie der hohen Zahl von Betroffenen
erweisen sich die bisherigen rechtlichen Rahmenbedingungen als unzureichend.

Ziel ist es deshalb, die Anzahl von durchgeflhrten Versorgungsunterbrechungen
Zu verringern.

B. Losung

Mit Hilfe einer mehrdimensionalen Vorgehensweise soll erreicht werden, dass sich
die Anwendungshaufigkeit von Versorgungsunterbrechungen langfristig reduziert
bzw. moglichst sozialvertraglich damit umgegangen wird.

Durch die EinfUhrung von Informations- und Hinweispflichten sollen
Kommunikationswege verkurzt und die Schwelle, eine Schuldner- oder
Insolvenzberatungsstelle aufzusuchen, abgesenkt werden.

Ferner sollen die Grundversorgungsunternehmen ihren Kunden Prepaid-Zahler
anbieten, um die Transparenz der Kosten und des eigenen Energieverbrauchs zu
erhohen und die Motivation zur Energieeinsparung zu fordern. Denn die
Verbraucherinnen und Verbraucher konnten einen nicht unerheblichen Anteil ihrer
Energie sowohl im Strom- als auch im Warmebereich einsparen, ohne ihren
Lebensstandard zu gefahrden. Jede gesparte Kilowattstunde tragt nicht nur zum
Gelingen der Energiewende bei, sondern hilft, das Auflaufen von Energieschulden
zu vermeiden. Die Vorteile fur Energieversorgungsunternehmen liegen dabei vor
allem in Kosteneinsparungen im Forderungsmanagement.

C. Alternativen

Wirksame Alternativen fur ein effektives Vorgehen gegen Energiearmut stehen
nicht zur Verfugung. Nur mit der EinfUhrung von Informations- und
Hinweispflichten kann die erforderliche Kooperation und Kommunikation zwischen
Jobcentern, Sozialamtern, Kunden und Energieversorgungsunternehmen
erfolgreich vorangetrieben werden — auch im Lichte einer gerechten Verteilung der
Kostenlast, die im Zuge der Energiewende die Verbraucherinnen und Verbraucher
nicht unangemessen schwer treffen darf.
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D. Finanzielle Auswirkungen auf die 6ffentlichen Haushalte

Durch die Informations- und Hinweispflichten entsteht fur die Trager der
Grundsicherung fur Arbeitsuchende sowie der Sozialhilfe aufgrund der Zunahme
von in Anspruch genommenen Beratungen und gestellten Antragen ein erhdhter
Arbeitsaufwand.

E. Sonstige Kosten

Fur Energieversorgungsunternehmen fallen unter Umstanden Kosten fur die
Einrichtung von Vorkasse-Zahlungssystemen und fur die Datenubermittlung an die
Trager der Grundsicherung fur Arbeitsuchende sowie der Sozialhilfe an.
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Verordnungsantrag
des Landes Nordrhein-Westfalen

Entwurf einer Verordnung zur Anderung der Stromgrund-
versorgungsverordnung und der Gasgrundversorgungs-
verordnung

Ministerin fUr Bundesangelegenheiten, Dusseldorf, den 31. Mai 2013
Europa und Medien
des Landes Nordrhein-Westfalen

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprasidenten
Winfried Kretschmann

Sehr geehrter Herr Prasident,

die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat beschlossen, dem Bundesrat den
als Anlage beigefugten

Entwurf einer Verordnung zur Anderung der Stromgrundversorgungs-
verordnung und der Gasgrundversorgungsverordnung

sowie den als weitere Anlage mit Begrundung beigefugten

Entwurf einer Verordnung zur Anderung der Niederspannungsanschluss-
verordnung und der Niederdruckanschlussverordnung *

mit dem Antrag vorzulegen, der Bundesregierung die Vorlagen gemaf Artikel 80
Absatz 3 GG zuzuleiten.

* siehe Drucksache 466/13
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat ferner beschlossen, dem Bundesrat
den als weitere Anlage beigefugten Antrag fur eine

EntschlieBung des Bundesrates zur Verringerung der Anzahl
durchgefuhrter Versorgungsunterbrechungen und zur Abmilderung der
Folgen steigender Energiekosten **

zuzuleiten.

Ich bitte, die Vorlagen gemall § 36 Absatz 2 der Geschaftsordnung in die
Tagesordnung der Sitzung des Bundesrates am 7. Juni 2013 aufzunehmen und
anschliefend den zustandigen Ausschussen zur Beratung zuzuweisen.

Mit freundlichen Gruflen
Dr. Angelica Schwall-Diren

** siehe Drucksache 467/13
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Entwurf einer Verordnung zur Anderung der Stromgrundver sorgungsverordnung

und der Gasgrundver sorgungsverordnung

Vom...

Auf Grund des § 39 Absatz 2 des Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBI. | S.
1970, 3621), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Februar 2013 (BGBI. | S.
346), verordnet das Bundesministerium fur Wirtschaft und Technologie im Einvernehmen mit

dem Bundesministerium fur Erndhrung, Landwirtschaft und V erbraucherschutz:

Artikel 1

Anderung der Stromgrundver sor gungsver ordnung
Die Stromgrundversorgungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.
Oktober 2006 (BGBI. | S. 2391), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 30. April
2012 (BGBI. | S. 1002) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:
1. 8 14 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»Macht der Grundversorger bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1 von
seinem Recht, Vorauszahlung zu verlangen, Gebrauch, soll er dem Kunden zur
Abwendung von Zahlungsriickstanden alternativ die Mdglichkeit der Einrichtung
von Bargeld- oder Chipkartenzéhlern oder sonstigen vergleichbaren
V orkassensystemen anbieten.”
2. 819 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

ad) Nach Satz 3 werden die folgenden Sétze 4 und 5 eingeflgt:
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bb)

CcC)

»Der Grundversorger ist verpflichtet, den Kunden mit der zweiten
Mahnung, spédtestens mit der Androhung, auf die an seinem Wohnort
ansassigen Stellen fur Schuldnerberatung sowie auf die Mdglichkelt
einer Schuldenibernahme as Darlehen fir Leistungsberechtigte der
Grundsicherung nach § 24 Absatz 1 SGB Il oder § 37 Absatz 1 SGB

X1l hinzuwe sen.

Ferner hat der Grundversorger den Kunden mit der zweiten Mahnung,
spétestens mit der Androhung, Uber die Mdglichkeit, ihm Grinde fir
eine Unverhdltnisméldigkeit der Unterbrechung im Sinne des Satz 2

vorzutragen, zu informieren.”

Die bisherigen Sétze 4 bis 6 werden die Sétze 6 bis 8.

Nach dem neuen Satz 8 wird folgender Satz 9 angefugt:

»,Die Androhung der Unterbrechung ist klar und versténdlich, in
hervorgehobener Weise, unter Bezugnahme auf den Grund der Sperre

sowie mit dem Hinweis auf den gemald Satz 1 zuldssigen Zeitpunkt fir

die Durchfihrung zu formulieren.”

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefugt:

»(28) Ein Grundversorger ist, um drohende Versorgungsunterbrechungen

abzuwenden, ab der 1. Androhung der Versorgungsunterbrechung wegen

Nichterfillung der Zahlungsverpflichtung berechtigt, dem Tréger von

Leistungen fur Berechtigte der Grundsicherung fir Arbeitsuchende oder der

Soziahilfe, inshesondere zur Erbringung von Leistungen im Sinne des SGB ||

oder XII, Informationen im Zusammenhang mit der angedrohten

Unterberechung der Versorgung zur Verfigung zu stellen.
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Die Erméachtigung nach Satz 1 umfasst die Namen und die Anschriften der
Kunden, denen die Unterbrechung der Versorgung angedroht worden ist, sowie
den Zeitpunkt der angedrohten Unterbrechung.

Der Grundversorger hat mit der nach Satz 1 gegeniber einem Kunden
erfolgenden  Androhung der Unterbrechung der Versorgung darauf
hinzuweisen, dass der Kunde der beabsichtigten Weltergabe der Informationen
innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der Androhung widersprechen

kann.

Im Fal enes frisigemdl3en Widerspruchs des Kunden ist die

Informationsweitergabe nach Satz 1 untersagt.”

Artikel 2

Anderung der Gasgrundver sor gungsver ordnung
Die Gasgrundversorgungsverordnung vom 26. Oktober 2006 (BGBI. | S. 2391, 2396), die

zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 30. April 2012 (BGBI. | S. 1002) gedndert

worden ist, wird wie folgt geandert:

1. 8 14 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
»Macht der Grundversorger bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 1 von
seinem Recht, Vorauszahlung zu verlangen, Gebrauch, soll er dem Kunden zur
Abwendung von Zahlungsriickstanden alternativ die Mdglichkeit der Einrichtung
von Bargeld- oder Chipkartenzéhlern oder sonstigen vergleichbaren
V orkassensystemen anbieten.”

2. 819 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) Nach Satz 2 werden die folgenden Sétze 3 und 4 eingefiigt:
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bb)

CcC)

»Der Grundversorger ist verpflichtet, den Kunden mit der zweiten
Mahnung, spédtestens mit der Androhung, auf die an seinem Wohnort
ansassigen Stellen fur Schuldnerberatung sowie auf die Mdglichkelt
einer Schuldenibernahme as Darlehen fir Leistungsberechtigte der
Grundsicherung nach § 22 Absatz 8 SGB Il oder § 36 Absatz 1 SGB

X1l hinzuwe sen.

Ferner hat der Grundversorger den Kunden mit der zweiten Mahnung,
spétestens mit der Androhung, Uber die Mdglichkeit, ihm Grinde fir
eine Unverhdltnisméldigkeit der Unterbrechung im Sinne des Satz 2

vorzutragen, zu informieren.”

Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.

Nach dem neuen Satz 5 wird folgender Satz 6 angefugt:

»,Die Androhung der Unterbrechung ist klar und versténdlich, in
hervorgehobener Weise, unter Bezugnahme auf den Grund der Sperre

sowie mit dem Hinweis auf den gemal} Satz 1 zuldssigen Zeitpunkt der

Durchfihrung zu formulieren.”

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingeflgt:

»(28) Ein Grundversorger ist, um drohende Versorgungsunterbrechungen

abzuwenden, ab der 1. Androhung der Versorgungsunterbrechung wegen

Nichterfillung der Zahlungsverpflichtung berechtigt, dem Tréger von

Leistungen fur Berechtigte der Grundsicherung fir Arbeitsuchende oder der

Soziahilfe, inshesondere zur Erbringung von Leistungen im Sinne des SGB |1

oder

XIl, Informationen im Zusammenhang mit der angedrohten

Unterberechung der Versorgung zur Verfiigung zu stellen.
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Die Erméachtigung nach Satz 1 umfasst die Namen und die Anschriften der
Kunden, denen die Unterbrechung der Versorgung angedroht worden ist, sowie
den Zeitpunkt der angedrohten Unterbrechung.

Der Grundversorger hat mit der nach Satz 1 gegeniber einem Kunden
erfolgenden  Androhung der Unterbrechung der Versorgung darauf
hinzuweisen, dass der Kunde der beabsichtigten Weltergabe der Informationen
innerhalb von zwei Wochen nach Zustellung der Androhung widersprechen

kann.

Im Fal enes frisigemdl3en Widerspruchs des Kunden ist die

Informationsweitergabe nach Satz 1 untersagt.”

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am .... in Kraft.
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Begriundung

A. Allgemeiner Teil

Die Zahl der privaten Haushalte, die Schwierigkeiten haben, ihre Strom- oder
Gasrechnung zum Falligkeitszeitpunkt zu bezahlen, steigt stetig. In Zusammenschau
mit der Prognose, dass die Energiepreise auch in den nachsten Jahren nicht fallen
werden, deutet diese Entwicklung stark auf eine Verfestigung des Problems und
einer Zunahme von Energiearmut und Versorgungsunterbrechungen hin. Viele
Haushalte mussen schon jetzt einen Uberdurchschnittich hohen Anteil ihres
Einkommens fur Warme und Strom aufwenden. Wenn die Menschen dazu nicht
mehr in der Lage sind und ihre Energieversorgung unterbrochen wird, sind sie von
der elementaren Daseinsvorsorge abgeschnitten und stehen vor existenziellen
Problemen im Hinblick auf ihre Gesundheit und ihr Wohlergehen.

Aus diesem Grund mussen gegensteuernde MalRnahmen Eingang in die
Verordnungen finden. Die Verordnungsermachtigung des § 39 Abs. 2 EnWG und die
auf dieser Grundlage erlassene StromGVV bzw. GasGVV legen schon jetzt die
Voraussetzungen fest, unter denen die Energieversorgungsunternehmen, die im
Rahmen der Grundversorgung tatig sind, Versorgungsunterbrechungen vornehmen
dirfen. So sehen etwa die §§ 19 Abs. 2 StromGVV bzw. GasGVV konkrete
Zeitpunkte fur die Androhung und die Ankundigung von Unterbrechungen der
Versorgung vor, die von den Unternehmen einzuhalten sind. Fur Netzbetreiber finden
sich entsprechende Regelungen in § 24 Abs. 2 und 3 NAV bzw. NDAV. Um in Fallen
drohender Versorgungsunterbrechungen Kommunikationswege zu verklrzen und
Zeit zu gewinnen, sollen diese Regelungen um Informations- und Hinweispflichten
der Unternehmen sowie um eine Ermachtigungsgrundlage fur die Netzbetreiber, den
Tragern der Grundsicherung fur Arbeitsuchende und der Sozialhilfe Daten von
betroffenen Kunden zu Ubermitteln, erganzt werden. Dies kann den
Verbraucherinnen und Verbrauchern, aber auch den bei Leistungsberechtigten
involvierten behordlichen Tragern die Erarbeitung von Ldsungsstrategien zur
Abwendung der Unterbrechung erleichtern.

Energieversorgungsunternehmen sollen Kunden innerhalb der Grundversorgung
aullerdem als Alternative zur Zahlungsweise der Vorkasse Prepaid-Zahler anbieten.
Im konkreten Einzelfall kann deren Einsatz als mdgliches milderes Mittel gegenuber

einer Unterbrechung der Versorgung geprtft und in Betracht gezogen werden.
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B. Besonderer Teil

Artikel 1 (Anderung der Stromgrundversorgungsverordnung)

Zu Nummer 1

Mit der EinfGhrung einer gesetzlichen Regelung in die
Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV) wird den
Elektrizitatsversorgungsunternehmen im Wege einer ,Soll-Bestimmung“ auferlegt,
den Haushaltskunden Prepaid-Zahler und Vorkasse-Zahlungssysteme anzubieten
und ihren Einsatz im konkreten Fall als milderes Mittel abzuwagen, bevor in
begriundeten Ausnahmefallen Versorgungsunterbrechungen durchgefuhrt werden
durfen. Durch den Einsatz von Prepaid-Zahlern kdonnen neben dem Gewinn an
Transparenz fur die Kunden hinsichtlich Kosten und Verbrauch auch die Ausgaben
der Unternehmen im Bereich des Forderungsmanagements reduziert werden. Den
Kunden werden zudem keine hohen Kosten fur das Abstellen und gegebenenfalls fur
die erneute Freigabe der Stromzufuhr in Rechnung gestellt. Die gesetzliche
Anknupfungsnorm fur die Aufnahme einer solchen Regelung stellt § 14 Absatz 3
StromGVV dar, der in seiner jetzigen Fassung dem
Elektrizitatsversorgungsunternehmen  die  Moglichkeit der  Einrichtung von

Vorkassensystemen einraumt.

Zu Nummer 2

a) Anderung des § 19 Absatz 2

aa) Den Stromgrundversorgungsunternehmen soll zudem auferlegt werden, mit der
zweiten Mahnung, spatestens jedoch mit der Androhung der Unterbrechung auf
entsprechende Beratungsstellen (Schuldner- und Insolvenzberatung etc.) am
Wohnort des Schuldners sowie auf die Angebote der Grundsicherung bzw. der
Sozialhilfe zur Abwendung der Versorgungsunterbrechung hinzuweisen. Nach § 16 a
SGB Il bzw. § 11 SGB Xll gehort die Schuldnerberatung zu der umfassenden
Betreuung und Unterstlitzung der Leistungsberechtigten. Neben dem Gewinn an
Information im Hinblick auf bestehende Beratungsangebote soll durch die
Neuregelung die Hemmschwelle der Verbraucherinnen und Verbraucher, eine solche

Beratungsstelle aufzusuchen, abgesenkt werden.
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Nach der derzeitigen Rechtslage hat der Grundversorger nach § 19 Absatz 2
StromGVV Griunde, die fur eine Unverhaltnismalligkeit der Sperrung sprechen, zu
bertcksichtigen und bei ihrem Vorliegen von einer Sperrung abzusehen. Ebenfalls
muss er die Sperrung unterlassen, wenn der Kunde darlegt, dass kuinftig
hinreichende Aussicht auf Zahlung besteht. Der Kunde muss die Tatsachen, die
dafur sprechen, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt vorbringen, oder einen
Hartefall schildern, damit dies in der VerhaltnismaRigkeitsprifung berucksichtigt wird.
Vielen Kunden ist die Mdglichkeit der Geltendmachung eines Hartefalls gar nicht
bekannt. Durch die Anderung der Vorschrift soll das
Elektrizitatsversorgungsunternehmen deshalb verpflichtet werden, den Kunden
gleichzeitig mit der zweiten Mahnung, spatestens jedoch mit der Sperrandrohung
aufzufordern, etwaige Grinde fur eine UnverhaltnismafRigkeit der Unterbrechung

vorzutragen.

bb) Hierbei handelt es sich um eine Verschiebung der Satze als Folgeanderung.

cc) Nach der bisherigen Rechtslage sind flr das Schreiben, mit dem ein
Grundversorgungsunternehmen die Unterbrechung der Versorgung androht, keine
formellen Anforderungen vorgesehen. Die Androhung der Unterbrechung der
Versorgung setzt eine vierwdchige Wartefrist in Gang, nach deren Ablauf die
Unterbrechung der Versorgung durchgefiihrt werden darf. Der Kunde muss daher bei
Erhalt des Schreibens sofort in der Lage sein, dessen Inhalt und Tragweite zu
verstehen. Deshalb mussen an die Androhung der Versorgungseinstellung erhohte
Anforderungen gestellt werden. Sie ist daher eindeutig, in einfacher Sprache, unter
Bezugnahme auf den Grund der Unterbrechung sowie mit Hinweis auf die gesetzlich
vorgeschriebene, vierwochige Wartefrist zu formulieren. Die
Versorgungsunterbrechung ist dartber hinaus drucktechnisch im Schreiben
hervorzuheben, so dass Inhalt und Tragweite des Schreibens auf einen Blick zu

erkennen sind.

b) Einfugen eines neuen § 19 Absatz 2a
Mit der Einfligung eines neuen Absatz 2a ist eine Ermachtigung der Grundversorger,

unter bestimmten Voraussetzungen Kundendaten an die Trager der Grundsicherung
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fur Arbeitsuchende oder der Sozialhilfe zu Ubermitteln, vorgesehen. Der so
ermoglichte Datenaustausch soll den Informationsfluss - ahnlich wie bei den
Regelungen bei Raumungsklagen aufgrund von Mietruckstanden — fordern und
helfen, Versorgungsunterbrechungen zu vermeiden.

Geht bei Gericht eine Klage auf Raumung von Wohnraum im Falle der Kindigung
des Mietverhaltnisses nach § 543 Absatz 1, 2 Satz 1 Nummer 3 in Verbindung mit §
569 Absatz 3 des Burgerlichen Gesetzbuchs ein, teilt das Gericht dieses den
zustandigen ortlichen Tragern der Grundsicherung mit (§ 22 Absatz 9 des Zweiten
Sozialgesetzbuches, § 36 Absatz 2 des Zwolften Sozialgesetzbuches). Die
zustandigen Stellen werden so in die Lage versetzt, direkt Kontakt mit dem von der
Raumungsklage Betroffenen aufzunehmen, und konnen prifen, ob dieser einen
Anspruch auf Unterstiitzung - etwa durch Ubernahme der Mietschulden als Darlehen
— hat. Zusatzlich kdnnen weitere Hilfestellungen wie z.B. eine Schuldnerberatung
gegeben werden. Wahrend das Mietrecht hohe Hurden vorsieht, bevor eine
Wohnung tatsachlich gerdaumt werden darf, sind die Anforderungen an die
Zulassigkeit einer Versorgungsunterbrechung vergleichsweise gering. Die
Unterbrechung der Energieversorgung stellt jedoch ebenfalls eine existentielle
Notlage dar. Vor diesem Hintergrund soll fur die Unterbrechung der Versorgung eine
ahnliche Regelung in die StromGVV aufgenommen werden. Wenn das
Grundversorgungsunternehmen die Androhung der Unterbrechung ausgesprochen
hat, beginnt die vierwdchige Frist nach § 19 Absatz 2 StromGVV zu laufen. Nach
Ende dieser Frist ist eine Unterbrechung erstmalig =zuldassig. Wenn die
Grundversorger von ihrem Recht, die Daten zu Ubermitteln, Gebrauch machen, ist
ein rascheres Handeln der Trager der Grundsicherung fur Arbeitsuchende oder der
Sozialhilfe zur Vermeidung einer Versorgungsunterbrechung mdglich. Die
Weitergabe von Kundennamen und Anschrift sowie den Zeitpunkt der Androhung zu
erhalten, ermdglicht den zustandigen Stellen, zeitnah auf die Betroffenen zuzugehen
und sie Uber die bestehenden Mdoglichkeiten der Unterstitzung aufzuklaren. Bei
Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen kann auf eine sachdienliche
Antragstellung — etwa auf Ubernahme der Energieschulden als Darlehen — hingewirkt
werden. Die Datenubermittlung dient dabei dem ausschlieBlichen Zweck,
Versorgungsunterbrechungen zu verhindern und ist auf die ausgesprochenen

Androhungen begrenzt.
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Um den Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher am Schutz ihrer Daten
Rechnung zu tragen, wird die Vorschrift um die Satze 3 und 4 erganzt. Eine
Ubermittlung der Daten ist demnach unzuléssig, wenn sich der Kunde innerhalb von
zwei Wochen nach der Androhung dagegen ausspricht. Auf die Madglichkeit,
Einwande gegen die Ubermittlung vorzubringen und die Konsequenzen fiir den Fall,
dass kein Einwand erhoben wird, muss der Kunde nach Satz 3 mit dem
Androhungsschreiben hingewiesen werden. Fir die Grundversorger entsteht dabei
kein zusatzlicher Arbeitsaufwand. Die Unternehmen mussen ohnehin im Einzelfall
prufen, ob der Kunde Tatsachen vorgebracht hat, die hinreichende Aussicht dafur

bieten, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt.

Zu Artikel 2 (Anderung der Gasgrundversorgungsverordnung)

Zu Nummer 1

Mit der neuen Regelung wird den Gasversorgungsunternehmen der
Grundversorgung im Wege einer ,Soll-Bestimmung® auferlegt, den Haushaltskunden
Prepaid-Zahler und Vorkasse-Zahlungssysteme anzubieten und ihren Einsatz im
konkreten Fall als milderes Mittel abzuwagen, bevor in begrindeten Ausnahmefallen
Versorgungsunterbrechungen durchgefuhrt werden durfen. Durch den Einsatz von
Prepaid-Zahlern konnen neben dem Gewinn an Transparenz fur die Kunden
hinsichtlich Kosten und Verbrauch auch die Ausgaben der Unternehmen im Bereich
des Forderungsmanagements reduziert werden. Den Kunden werden zudem keine
hohen Kosten fur das Abstellen und gegebenenfalls flr die erneute Freigabe der
Gaszufuhr in Rechnung gestellt. Die gesetzliche Anknupfungsnorm fur die Aufnahme
einer solchen Regelung stellt § 14 Absatz 3 Gasgrundversorgungsverordnung
(GasGVV) dar, der in seiner jetzigen Fassung dem Energieversorgungsunternehmen

die Mdglichkeit der Einrichtung von Vorkassensystemen einraumt.

Zu Nummer 2

a) Anderung des § 19 Absatz 2

aa) Die Gasgrundversorgungsunternehmen sollen verpflichtet werden, mit der
zweiten Mahnung, spatestens jedoch mit der Androhung der Unterbrechung auf
entsprechende Beratungsstellen (Schuldner- und Insolvenzberatung etc.) am
Wohnort des Schuldners sowie auf die Angebote der Grundsicherung bzw. der
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Sozialhilfe zur Abwendung der Versorgungsunterbrechung hinzuweisen. Nach § 16 a
SGB Il bzw. § 11 SGB XIlI gehort die Schuldnerberatung zu der umfassenden
Betreuung und Unterstlitzung der Leistungsberechtigten. Neben dem Gewinn an
Information im Hinblick auf bestehende Beratungsangebote soll durch diese
Regelung die Hemmschwelle, eine solche Beratungsstelle aufzusuchen, abgesenkt

werden.

Nach der jetzigen Fassung des § 19 Absatz 2 GasGVV hat der Grundversorger
Grinde, die flr eine UnverhaltnismaRigkeit der Sperrung sprechen, zu
berucksichtigen und bei ihrem Vorliegen von einer Sperrung abzusehen. Ebenfalls
muss er die Sperrung unterlassen, wenn der Kunde darlegt, dass kunftig
hinreichende Aussicht auf Zahlung besteht. Der Kunde muss die Tatsachen, die
daflr sprechen, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt vorbringen, oder einen
Hartefall schildern, damit dies in der Verhaltnismafigkeitsprufung bericksichtigt wird.
Vielen Kunden ist die Moglichkeit der Geltendmachung eines Hartefalls gar nicht
bekannt. Durch die Anderung der Vorschrift soll das Gasversorgungsunternehmen
deshalb verpflichtet werden, den Kunden gleichzeitig mit zweiten Mahnung,
spatestens jedoch mit der Sperrandrohung aufzufordern, etwaige Grunde fur eine
Unverhaltnismaligkeit der Unterbrechung vorzutragen.

bb) Hierbei handelt es sich um eine Verschiebung der Satze als Folgeanderung.

cc) Nach der bisherigen Rechtslage sind fur das Schreiben, mit dem ein
Gasgrundversorgungsunternehmen die Unterbrechung der Versorgung androht,
keine formellen Anforderungen vorgesehen. Die Androhung der Unterbrechung der
Versorgung setzt eine vierwochige Wartefrist in Gang, nach deren Ablauf die
Versorgungsunterbrechung durchgefuhrt werden darf. Der Kunde muss daher bei
Erhalt des Schreibens sofort in der Lage sein, dessen Inhalt und Tragweite zu
verstehen. Deshalb missen an die Androhung der Versorgungseinstellung erhdhte
Anforderungen gestellt werden. Sie ist daher eindeutig, in einfacher Sprache, unter
Bezugnahme auf den Grund der Unterbrechung sowie mit Hinweis auf die gesetzlich
vorgeschriebene, vierwochige Wartefrist zu formulieren. Die Unterbrechung der
Versorgung ist dartber hinaus drucktechnisch im Schreiben hervorzuheben, so dass

Inhalt und Tragweite des Schreibens auf einen Blick zu erkennen sind.



Drucksache 465/13 -12-

b) Einfuigen eines neuen § 19 Absatz 2a

Mit der Einflgung eines neuen Absatz 2a ist eine Ermachtigung der Grundversorger,
unter bestimmten Voraussetzungen Kundendaten an die Trager der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende oder der Sozialhilfe zu Ubermitteln, vorgesehen. Der so
ermoglichte Datenaustausch soll den Informationsfluss - ahnlich wie bei den
Regelungen bei Raumungsklagen aufgrund von Mietruckstanden — fordern und
helfen, Versorgungsunterbrechungen zu vermeiden.

Geht bei Gericht eine Klage auf Raumung von Wohnraum im Falle der Kindigung
des Mietverhaltnisses nach § 543 Absatz 1, 2 Satz 1 Nummer 3 in Verbindung mit §
569 Absatz 3 des Burgerlichen Gesetzbuchs ein, teilt das Gericht dieses den
zustandigen ortlichen Tragern der Grundsicherung mit (§ 22 Absatz 9 des Zweiten
Sozialgesetzbuches, § 36 Absatz 2 des Zwolften Sozialgesetzbuches). Die
zustandigen Stellen werden so in die Lage versetzt, direkt Kontakt mit dem von der
Raumungsklage Betroffenen aufzunehmen, und konnen prifen, ob dieser einen
Anspruch auf Unterstiitzung - etwa durch Ubernahme der Mietschulden als Darlehen
— hat. Zusatzlich kdnnen weitere Hilfestellungen wie z.B. eine Schuldnerberatung
gegeben werden. Wahrend das Mietrecht hohe Hurden vorsieht, bevor eine
Wohnung tatsachlich gerdaumt werden darf, sind die Anforderungen an die
Zulassigkeit einer Versorgungsunterbrechung vergleichsweise gering. Die
Unterbrechung der Energieversorgung stellt jedoch ebenfalls eine existentielle
Notlage dar. Vor diesem Hintergrund soll fur die Unterbrechung der Versorgung eine
ahnliche Regelung in die GasGVV aufgenommen werden. Wenn das
Grundversorgungsunternehmen die Androhung der Unterbrechung ausgesprochen
hat, beginnt die vierwochige Frist nach § 19 Absatz 2 GasGVV zu laufen. Nach Ende
dieser Frist ist eine Unterbrechung erstmalig zulassig. Wenn die Grundversorger von
ihrem Recht, die Daten zu Ubermitteln, Gebrauch machen, ist ein rascheres Handeln
der Trager der Grundsicherung flr Arbeitsuchende oder der Sozialhilfe zur
Vermeidung einer Versorgungsunterbrechung mdoglich. Die Weitergabe von
Kundennamen und Anschrift sowie den Zeitpunkt der Androhung zu erhalten,
ermoglicht den zustandigen Stellen, zeitnah auf die Betroffenen zuzugehen und sie
uber die bestehenden Moglichkeiten der Unterstutzung aufzuklaren. Bei Vorliegen
der entsprechenden Voraussetzungen kann auf eine sachdienliche Antragstellung —

etwa auf Ubernahme der Energieschulden als Darlehen — hingewirkt werden. Die
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Datenubermittiung dient dabei dem ausschlielichen Zweck,
Versorgungsunterbrechungen zu verhindern und ist auf die ausgesprochenen
Androhungen begrenzt.

Um den Interessen der Verbraucherinnen und Verbraucher am Schutz ihrer Daten
Rechnung zu tragen, wird die Vorschrift um die Satze 3 und 4 erganzt. Eine
Ubermittlung der Daten ist demnach unzuléssig, wenn sich der Kunde innerhalb von
zwei Wochen nach der Androhung dagegen ausspricht. Auf die Maoglichkeit,
Einwande gegen die Ubermittlung vorzubringen und die Konsequenzen fiir den Fall,
dass kein Einwand erhoben wird, muss der Kunde nach Satz 3 mit dem
Androhungsschreiben hingewiesen werden. Fir die Grundversorger entsteht dabei
kein zusatzlicher Arbeitsaufwand. Die Unternehmen mussen ohnehin im Einzelfall
prufen, ob der Kunde Tatsachen vorgebracht hat, die hinreichende Aussicht dafur

bieten, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt.

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten.



	0465-13.pdf
	Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Stromgrundversorgungsverordnung und der Gasgrundversorgungsverordnung
	Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Stromgrundversorgungsverordnung und der Gasgrundversorgungsverordnung

	465-13-textText.pdf

